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Druckfehlerberichtigung 
zur Bekanntmachung über den Erlass 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
mit Grünordnung Nr. 1821b 
der Landeshauptstadt München
Hanauer Straße (östlich), Pelkovenstraße (nördlich),
westlich und südlich des Olympia-Einkaufszentrums (OEZ)
(Teiländerung des Bebauungsplans Nr. 578)
vom 30.03.2011

In der Bekanntmachung im Münchner Amtsblatt Nr. 12 vom
29.04.2011, Seite 118 wurde in der letzten Zeile versehentlich
der „3. März 2011“ genannt. Richtig muss es heißen:
„30. März 2011“.

München, 12. Mai 2011 Direktorium-Rechtsabteilung

Öffentliche Auslegung der Bodenrichtwerte zum Stichtag
31.12.2010 für das Stadtgebiet München

Die vom Gutachterausschuss für Grundstückswerte im Bereich
der Landeshauptstadt München nach § 196 Baugesetzbuch 
ermittelten und am 14.04.2011 beschlossenen Bodenrichtwerte
für das Stadtgebiet München (Stand 31.12.2010) können ab
Montag den

30.05.2011

in der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses
Implerstraße 9, 81371 München, 5. OG,
öffentlich eingesehen werden.

Gleichzeitig wurde auf Antrag der Finanzverwaltung gem. § 196
BauGB für das Bebauungsplangebiet Nr. 1758a in der Landes-
hauptstadt München
Truderinger Str. (südlich), Friesenstr. (westlich), Kreillerstr. (beid-
seits), Bajuwarenstr. (beidseits), St.-Augustinus-Str. (nördlich),
Forellenstr. (östlich) und Elritzenstr. (östlich)
nachträglich ein zusätzlicher Bodenrichtwert für Gemeinbedarf
zum Stichtag 01.01.1996 beschlossen.

Öffnungszeit zur Einsicht: Montag – Freitag, 8.00 – 15. 30 Uhr

Die öffentliche Auslegung ist für einen Monat gesetzlich vorge-
schrieben und endet am 30.06.2011.

Die Geschäftsstelle ist verpflichtet, über diesen Zeitraum hinaus
Auskunft über Bodenrichtwerte zu geben. Die Auskunft (mit
schriftlicher Bestätigung) ist gebührenpflichtig; die Gebühr be-
trägt 30,-- EUR pro Bodenrichtwert und Stichtag, gegen eine 
zusätzliche Gebühr von 15,-- EUR kann ein Kartenausschnitt
aus der Bodenrichtwertkarte (DIN A4) erworben werden. Aus-
künfte können schriftlich, persönlich bzw. telefonisch von 8.30 –
12.00 Uhr darüber hinaus per e-Mail bei der Geschäftsstelle 
des Gutachterausschusses beantragt werden.
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Tel.: 0 89/233 396 33, Fax: 0 89/233 396 34, 
e-mail: gutachterausschuss@muenchen.de
www.gutachterausschuss-muenchen.de

Ein Kartensatz mit den Bodenrichtwerten (71 Karten – gesamtes
Stadtgebiet - M 1:7500, 8 Karten – Innenstadt - M 1:5000, 
2 Karten – Sanierungsgebiete - M 1:2500 und Straßenverzeich-
nis) kann bei der Geschäftsstelle zum Preis von 550,-- EUR er-
worben werden.

Die Bodenrichtwerte wurden auch vom Städt. Vermessungsamt
auf CD-ROM (Version „GeoInfo-München Richtwerte“) veröffent-
licht und sind gegen eine Gebühr ab 3.300,-- EUR erhältlich.
Bestellung:
Städt. Vermessungsamt, Blumenstr. 28 b, 80331 München, 
Tel. 0 89/233 228 13 oder 233 221 62, Fax 0 89/233 211 44, 
E-Mail: geoinfo.kom@muenchen.de
www.stadtvermessung-muenchen.de

München, 20. Mai 2011 Gutachterausschuss
für Grundstückswerte im Bereich
der Landeshauptstadt München
– Geschäftsstelle –

Bekanntmachung der Haushaltssatzung der Landeshaupt-
stadt München für das Haushaltsjahr 2011

Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat
Bayern (GO), in der jeweils gültigen Fassung, hat die Landes-
hauptstadt München am 15. Dezember 2010 folgende Haushalts-
satzung für das Haushaltsjahr 2011 erlassen, die hiermit gemäß
Art. 65 Abs. 3 der Gemeindeordnung bekannt gemacht wird:

I.

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr
2011 wird hiermit festgesetzt; er schließt

1. im Ergebnishaushalt mit

dem Gesamtbetrag der Erträge von 4.600.544.600 €
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen von 4.822.592.800 €
und dem Saldo (Jahresergebnis) von -222.048.200 €

2. im Finanzhaushalt

a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 4.437.002.200 €
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 4.165.498.500 €
und einem Saldo von 271.503.700 €

b) aus Investitionstätigkeit mit

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 359.616.700 €
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 944.246.000 €
und einem Saldo von -584.629.300 €

c) aus Finanzierungstätigkeit mit

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 230.000.000 €
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 90.000.000 €
und einem Saldo von 140.000.000 €

d) und dem Saldo des Finanzhaushalts von -173.125.600 €

ab.

§ 2

(1) Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen
und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf
230.000.000 € neu festgesetzt.

(2) Kredite zur Finanzierung von Ausgaben nach dem Wirt-
schaftsplan des Eigenbetriebs „Stadtgüter München“ sind
nicht vorgesehen.

(3) Kredite zur Finanzierung von Ausgaben nach dem Wirt-
schaftsplan des Eigenbetriebs „Markthallen München“ sind
nicht vorgesehen.

(4) Der Gesamtbetrag der Kredite zur Finanzierung von Aus-
gaben nach dem Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs
„Münchner Stadtentwässerung“ wird auf 34.451.000 €
festgesetzt.

(5) Der Gesamtbetrag der Kredite zur Finanzierung von Aus-
gaben nach dem Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs „Abfall-
wirtschaftsbetrieb München“ wird auf 22.890.000 € fest-
gesetzt.

(6) Kredite zur Finanzierung von Ausgaben nach dem Wirt-
schaftsplan des Eigenbetriebs „Münchner Kammerspiele“
für das Geschäftsjahr vom 1. September 2010 bis 
31. August 2011 sind nicht vorgesehen.

(7) Kredite zur Finanzierung von Ausgaben nach dem Wirt-
schaftsplan des Eigenbetriebs „Dienstleister für Informa-
tions- und Telekommunikationstechnik der Stadt München,
IT@M“ sind nicht vorgesehen.

§ 3

(1) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur
Leistung von Auszahlungen für Investitionen und Investi-
tionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren wird auf
510.450.500 € festgesetzt.

(2) Verpflichtungsermächtigungen im Wirtschaftsplan des 
Eigenbetriebs „Stadtgüter München“ werden nicht fest-
gesetzt.

(3) Verpflichtungsermächtigungen im Wirtschaftsplan des 
Eigenbetriebs „Markthallen München“ werden nicht fest-
gesetzt.

(4) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im
Wirtschaftsplan des  Eigenbetriebs „Münchner Stadtent-
wässerung“ wird auf 70.425.000 € festgesetzt.

(5) Verpflichtungsermächtigungen im Wirtschaftsplan des 
Eigenbetriebs „Abfallwirtschaftsbetrieb München“ werden
nicht festgesetzt.

(6) Verpflichtungsermächtigungen im Wirtschaftsplan des 
Eigenbetriebs „Münchner Kammerspiele“ für das Geschäfts-
jahr 1. September 2010 bis 31. August 2011 wurden im
Rahmen der 2. Nachtragshaushaltssatzung 2010 nicht
festgesetzt.



135

Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 14/2011

(7) Verpflichtungsermächtigungen im Wirtschaftsplan des 
Eigenbetriebs „Dienstleister für Informations- und Telekom-
munikationstechnik der Stadt München, IT@M“ werden
nicht festgesetzt.

§ 4

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteu-
ern werden wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

a) für die land- und forstwirtschaftlichen
Betriebe (A) 535 v. H.

b) für die Grundstücke (B) 535 v. H.

2. Gewerbesteuer 490 v. H.

§ 5

(1) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen
Leistung von Auszahlungen nach dem Haushaltsplan wird
auf 600.000.000 € festgesetzt.

(2) Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben
des Eigenbetriebs „Stadtgüter München“ werden nicht 
beansprucht.

(3) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen
Leistung von Ausgaben des Eigenbetriebs „Markthallen
München“ wird auf 1.500.000 € festgesetzt.

(4) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen
Leistung von Ausgaben des Eigenbetriebs „Münchner
Stadtentwässerung“ wird auf 41.000.000 € festgesetzt.

(5) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen
Leistung von Ausgaben des Eigenbetriebs „Abfallwirt-
schaftsbetrieb München“ wird auf 35.000.000 € festge-
setzt.

(6) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen
Leistung von Ausgaben des Eigenbetriebs „Münchner
Kammerspiele“ für das Geschäftsjahr 1. September 2010
bis 31. August 2011 wurde im Rahmen der 2. Nachtrags-
haushaltssatzung 2010 auf 16.000.000 € festgesetzt.

(7) Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben
des Eigenbetriebs „Dienstleister für Informations- und 
Telekommunikationstechnik der Stadt München, IT@M“
werden nicht beansprucht.

§ 6

Das Wirtschaftsjahr des Eigenbetriebs „Münchner Kammerspiele“
beginnt – abweichend vom Haushaltsjahr der Landeshauptstadt
München – am 1. September und endet am 
31. August des Folgejahres.
Die Festsetzungen für das Geschäftsjahr 1. September 2010 bis
31. August 2011 erfolgten bereits im Rahmen der 2. Nachtrags-
haushaltssatzung 2010 und gelten bezogen auf das Wirtschafts-
jahr 2010/2011 entsprechend weiter.

§ 7

Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

II.

Die vom Stadtrat in der Sitzung am 15. Dezember 2010 beschlos-
sene Haushaltssatzung ist hinsichtlich der Gesamtbeträge der
Kredite nach § 2 Abs. 1, 4 und 5 und der Verpflichtungsemächti-
gungen nach § 3 Abs. 1 und 4 mit Schreiben der Regierung von
Oberbayern vom 03. Mai 2011 Nr. 12.2-1512 LHM 00.11 rechts-
aufsichtlich genehmigt worden. Sonstige Genehmigungen waren
nicht erforderlich.

III.

Der Haushaltsplan der Landeshauptstadt München liegt gemäß
Art. 65 Abs. 3 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern
(GO) in der Zeit vom 23. Mai 2011 mit 31. Mai 2011 montags bis
donnerstags jeweils von 9.30 Uhr bis 15.00 Uhr und freitags von
9.30 Uhr bis 12.30 Uhr, im Rathaus, Marienplatz, Zimmer Nr.
171/I. Stock (Stadtkämmerei), öffentlich auf.

München, 13. Mai 2011 Christian Ude
Oberbürgermeister

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung;
Nutzung von oberflächennahem Grundwasser zum 
Betreiben der Brunnenanlage des Bezirks Oberbayern,
Prinzregentenstraße 14, 80538 München;
Standort: Schulzentrum Förderschwerpunkt Hören und
Sprache, Musenbergstraße 31–32, 81929 München,
Flurnummern 827/7 und 827/8, Gemarkung Daglfing

Am Standort in der Musenbergstraße 31–32 in 81929 München
beabsichtigt der Bezirk Oberbayern den Betrieb einer Brunnen-
anlage zu Kühl- bzw. Wärmezwecken. Beantragt wurde mit
Schreiben vom 14.12.2010 eine jährliche Grundwasserentnah-
me-/Versickerungsmenge von 156.620 m3.
Für die geplante Maßnahme ist eine wasserrechtliche Erlaubnis
gemäß Art. 15 Bayer. Wassergesetz (BayWG) erforderlich.
Entsprechend §§ 3a, 3c des Gesetzes zur Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.3.2 (jährliche Grund-
wasserentnahme zwischen 100.000 m3 und 10 Millionen m3)
war im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls
festzustellen, ob die Verpflichtung zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht.
Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass das genannte 
Vorhaben keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf, da 
erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt und die zu
schützenden Güter nicht zu besorgen sind.
Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3a Satz 2 Halbsatz 2
UVPG öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen,
dass die Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist.
Das Protokoll über die Vorprüfung des Einzelfalls kann beim 
Referat für Gesundheit und Umwelt, Bayerstr. 28a, 80335 Mün-
chen, Sachgebiet UW 23, Zimmer 4069, nach vorheriger tele-
fonischer Anmeldung (Tel. Nr. 0 89/233-4 75 87) eingesehen
werden. Weitere Auskünfte können ebenfalls unter dieser Tele-
fonnummer eingeholt werden.

München, 4. Mai 2011 Landeshauptstadt München
Referat für Gesundheit und Umwelt
RGU-UW 23
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Nichtamtlicher Teil

Buchbesprechungen

Verwaltungsgerichtsordnung. Hrsg. v. Peter Wysk. – Mün-
chen: Beck, 2011. XXII, 818 S. (Beck’sche Kompakt-Kom-
mentare) ISBN 978-3-406-60985-5; € 38.–

Verwaltungsverfahrensgesetz. Hrsg. v. Winfried Huck und Martin
Müller. – München: Beck, 2011. XV, 580 S. (Beck’sche Kompakt-
Kommentare) ISBN 978-3-406-60987-9; € 36.–

Die junge Reihe der Beck’schen Kompakt-Kommentare möchte
einen schnellen, einfachen, konzentrierten und aktuellen Zugang
zur Materie verschaffen. Jetzt liegen in der Reihe zwei Neuer-
scheinungen vor. Der Kommentar zur Verwaltungsgerichtsord-
nung ist knapp und übersichtlich gestaltet. Das Werk orientiert
sich an der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts,
der Oberverwaltungsgerichte und der Verwaltungsgerichtshöfe.
Die Herausgeber und Autoren verfügen über langjährige Erfah-
rungen in der Verwaltungsgerichtsbarkeit.

Dasselbe Konzept liegt auch dem Kommentar zum Verwaltungs-
verfahrensgesetz zugrunde. Um den Kommentar übersichtlich
zu halten wird auf die Wiedergabe von Meinungsstreitigkeiten 
in der Literatur bei dogmatischen Fragestellungen verzichtet.
Ebenso wurde auf Hinweise von abweichenden Regelungen –
insbesondere in den Landesverwaltungsverfahrensgesetzen –
verzichtet. Der aktuelle Kommentar erläutert auch die neuen
Verfahrensvorschriften: §§ 8 a-e VwVfG: Europäische Verwal-
tungszusammenarbeit; § 42a VwVfG: Genehmigungsfiktion, 
§§ 71 a-e VwVfG: Verfahren über eine einheitliche Stelle als 
behördlicher Ansprechpartner.

EU-Hygienepaket. Europäische und bundesrechtliche Vor-
schriften des Lebensmittelrechts mit dem Schwerpunkt
Fleisch. Vorschriftensammlung. Von Hans-H. Grove. – 21.
Lieferung. – Stand: Januar 2011. – Heidelberg: Rehm, 2011.

– Loseblattausg. in 2 Ordnern. ISBN 978-3-8073-2317-6
Grundwerk € 99,95.

Das Loseblattwerk ist speziell auf die Fleischhygiene ausgerich-
tet. Es enthält europäische und bundesrechtliche Vorschriften
zur Hygiene bei der Fleischgewinnung, Fleischbe- und Fleisch-
verarbeitung sowie bei der Entsorgung tierischer Nebenprodukte.
Mit der 21. Ergänzungslieferung werden u.a. im EU-Recht die
VO(EG)Nr. 999/2001 (BSE/TSE-Bekämpfung), die VO(EG)Nr.
1069/2010 (Tierische Nebenprodukte), die VO(EG)Nr. 612/2009
(Ausfuhrerstattungen) aktualisiert. Die VO(EG)Nr. 994/2009 mit
den Ausfuhrerstattungsbeträgen für Schweinefleisch ersetzt die
bisherige Vorschrift. Im Bundesrecht werden die Tierische Le-
bensmittel-Hygieneverordnung und die Tierische Lebensmittel-
Überwachungsverordnung aktualisiert, insbesondere bezüglich
der Bestimmungen zum Farmwild. Zudem wird das Glossar teil-
weise überarbeitet.

Strafprozessordnung. Kommentar. Hrsg. v. Henning Radtke
und Olaf Hohmann. – München: Vahlen, 2011. XLIII, 2578 S.
ISBN 978-3-8006-3602-0; € 198.– 

Die Neuerscheinung orientiert sich an den Bedürfnissen der 
anwaltlichen Praxis. Das Augenmerk richtet sich auf eine umfas-
sende Darstellung der Rechtsschutzmöglichkeiten im Zusam-
menhang mit den jeweils erläuterten Vorschriften.
Das Werk kommentiert die gesamte StPO, mit Schwerpunkt auf
den praktisch wichtigen Gebieten wie Fristen, Verhaftung und
vorläufige Festnahme, Verfahren im 1. Rechtszug, Berufung,
Revision und Kosten. Darüber hinaus sind die für das Strafver-
fahren relevanten Normen des GVG, EGGVG und der MRK 
erläutert. Europa- und völkerrechtliche Aspekte fließen in die
Darstellung ein. Alle aktuellen Änderungen der StPO, insbeson-
dere bezüglich des U-Haftrechts, des 2. Opferrechtsreform-
gesetzes und der Verständigung im Strafverfahren sind einge-
arbeitet.

Druckerei Majer u. Finckh, Fleckhamerstraße 6, 82131 Stockdorf
Postvertriebsstück – DPAG – Entgelt bezahlt
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– Leistungen bei Krankheit (§§ 33, 34a, 43b SGB V)
– Richtlinien und Beschlüsse zur Qualitätssicherung (§ 137

SGB V)
– Rentenarten und Voraussetzungen für einen Rentenanspruch

(SGB VI)
– Berufskrankheiten, BerufskrankheitenVO (§ 9 SGB VII)
– Zusammenarbeit der Leistungsträger/Verbände/Vereinigun-

gen (§ 86 SGB X)
– Leistungen für Versicherte mit erheblichem allgemeinem Be-

treuungsbedarf (SGB XI).

Köhler, Helmut und Joachim Bornkamm: Gesetz gegen 
den unlauteren Wettbewerb. Preisangabenverordnung,
Unterlassungsklagengesetz, Dienstleistungs-Informations-
pflichten-Verordnung. Begründet von Adolf Baumbach.
Fortgef. von Wolfgang Hefermehl. – 29., neu bearb. Aufl. –
München: Beck, 2011. XXIV, 2040 S. (Beck’sche Kurz-Kom-
mentare; 13a) ISBN 978-3-406-61005-9; € 152.–

Das Standardwerk zum Wettbewerbsrecht kommentiert das
UWG, die Preisangabenverordnung (PAngV), das Gesetz über
Unterlassungsklagen bei Verbraucherrechts- und anderen Ver-
stößen (UKlaG). Erstmals erläutert wird die Dienstleistungs-In-
formationspflichten-Verordnung (DL-InfoV). Der Band zeichnet
sich durch eine übersichtliche Gliederung des Stoffes aus. Die
leitenden Prinzipien werden gut herausgearbeitet.
Die Neuauflage berücksichtigt zahlreiche neue Gesetze und
Gesetzesänderungen, u.a.: 
– den Vertrag über die Europäische Union (EUV), den Vertrag

über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) und
die Grundrechtecharta 

– den 13. Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
– die Dienstleistungs-Informationspflichten-Verordnung (DL-In-

foV) vom 12. März 2010 
– die Änderungen des § 8 UWG, des UKlaG und der PAngV

durch das Gesetz zur Umsetzung der Verbraucherkreditricht-
linie, des zivilrechtlichen Teils der Zahlungsdiensterichtlinie 

– die Änderungen im EGBGB (Art. 246 ff. EGBGB). 

Im Anhang sind einschlägige deutsche, europäische und inter-
nationale Gesetzestexte abgedruckt. Abgerundet wird das Werk
mit einem Fundstellenverzeichnis der Entscheidungen des
EuGH, einem Fundstellenverzeichnis der Entscheidungen des
BGH und einem Fälleverzeichnis.

Stern, Klaus: Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutsch-
land. München: Beck.
Band 4.2: Die einzelnen Grundrechte. Freiheit der politischen
Betätigung; Kultur; Schule und Bildung; Kunst und Wissen-
schaft; Religion, Kirchen, Religions- und Weltanschau-
ungsgemeinschaften; Gleichheitssätze; Rechtsschutz und
Staatshaftung. – 2011. CXXXVI, 2234 S. ISBN 978-3-406-
53913-8; € 185.–

Das große Handbuch widmet sich in fünf Bänden dem Staats-

recht der Bundesrepublik Deutschland. Es befasst sich mit den
Grundlagen und Grundbegriffen des Staatsrechts, mit Wesen,
Struktur, Funktionen und Organen unserer Verfassung, mit den
Grundrechten sowie mit den wesentlichen historischen Entwick-
lungen unseres Staatswesens. Die Autoren gehen weit über 
eine rein deskriptive Darstellung des deutschen Staatsrechts
hinaus und nehmen Stellung zu vielen Fragen des verfassungs-
rechtlichen Lebens.

Der Band 4 ist in zwei Halbbänden erschienen, die die einzel-
nen Grundrechte ausführlich beleuchten. Mit dem vorliegenden
2. Halbband ist das vor dreieinhalb Jahrzehnten begonnene
Handbuch abgeschlossen. Dieser letzte Band befasst sich
wiederum fundiert und ausführlich mit den Grundrechten. Die
europäischen und internationalen Einflüsse auf die Grundrechte
werden eingehend dargestellt.
Der Band wird durch ein sehr umfangreiches Sachregister er-
schlossen.

Althaus, Stefan und Christian Heindl: Der öffentliche Bau-
auftrag. Handbuch für den VOB-Vertrag. – München: Beck,
2011. LIV, 1058 S. (C. H. Beck-Baurecht) ISBN 978-3-406-
56644-8; € 98.–

Das Handbuch hat das Vergabe- und Vertragsrecht des öffent-
lichen Bauauftrags im Blick. Bauaufträge der öffentlichen Hand
sind gegenüber sonstigen Bauaufträgen durch eine Reihe von
Besonderheiten geprägt. Das Vergaberecht regelt das Verfah-
ren der Auftragsvergabe und beeinflusst insbesondere Form
und Inhalt der Vertragsunterlagen. Das Vergabehandbuch
(VHB) enthält hierzu ergänzende Verwaltungsvorschriften so-
wohl für die Vergabe als auch für die Abwicklung der Bauaufträ-
ge. 
Die spezifischen Problemstellungen bei der Durchführung von
Bauverträgen mit öffentlichen Auftraggebern werden in dem
Handbuch dargestellt. Das Werk enthält hierfür Hinweise und
Kommentierungen zu den einschlägigen Passagen des Verga-
behandbuchs, wobei exemplarisch das Vergabe- und Vertrags-
handbuch für die Baumaßnahmen des Bundes zitiert und in
Auszügen wiedergegeben wird. Berücksichtigt sind die Verga-
berechtsnovelle von 2009 sowie die VgV 2010 und damit auch
die neue VOB 2009 (Teile A und B). 

Das Handbuch orientiert sich an der obergerichtlichen Recht-
sprechung und vertieft Rechtsfragen, die in der Praxis häufig
Probleme oder Unsicherheiten aufwerfen. Einen Schwerpunkt
bilden Fragen im rechtlich-baubetrieblichen Schnittstellen-
bereich, insbesondere bei der Ermittlung und Berechnung von
Nachtrags- und Schadensersatzansprüchen. Die Darstellung
wird durch Beispiele, Schaubilder und Praxishinweise veran-
schaulicht. 
Das Werk folgt in seinem Aufbau dem praktischen Ablauf eines
Bauprojektes.
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Beamtenversorgungsrecht des Bundes und der Länder.
Kommentar mit Rechtsverordnungen und Verwaltungsvor-
schriften. Begr. v. Manfred Stegmüller ... Fortgeführt v.
Hans-Ulrich Grunefeld ... –  94. Erg.-Liefg. – Stand: Jan.
2011. – Heidelberg: Jehle, 2011. – Loseblattausg. in 5 Ord-
nern. ISBN 978-3 7825 0193 4; Grundwerk € 189,95.

Der Kommentar erläutert alle Vorschriften des Beamtenversor-
gungsgesetzes auf dem aktuellen Stand der Gesetzgebung. 
Zudem werden die Entwicklungen in den einzelnen Ländern
dargestellt und kommentiert. Aufgenommen und erläutert sind
ergänzende Gesetze und Vorschriften. Das Werk gibt eine Dar-
stellung der Rechtsentwicklung im Beamtenversorgungsgesetz
mit einer Erläuterung der früheren Vorschriften, soweit sie im
Rahmen von Übergangsregelungen weiterhin anzuwenden
sind.
Mit der 94. Ergänzung wird § 50 BeamtVG in den Erläuterungen
an die Auswirkungen der Föderalismusreform angepasst. Die
Erläuterungen zur Rückforderung von Versorgungsbezügen in 
§ 52 BeamtVG werden vollständig überarbeitet. In der Kommen-
tierung in § 57 BeamtVG werden die Regelungen des Bundes
und der Länder zur Gleichstellung von eingetragenen Lebens-
partnerschaften auf den aktuellen Stand gebracht. Ebenso wer-
den die §§ 70 und 71 BeamtVG aktualisiert.
Im Länderteil werden u.a. die Art. 1, 2, 94-99, 108-112 BayBe-
amtVG auf den neuesten Stand gebracht.

Haußleiter, Otto und Werner Schulz: Vermögensausein-
andersetzung bei Trennung und Scheidung. – 5. völlig neu-
bearb. Aufl. – München: Beck, 2011. XXIX, 513 S. ISBN 978-
3-406-59025-2; € 59.–

Das Buch behandelt Fragen, die im Trennungs- und Schei-
dungsfall bei der Vermögensauseinandersetzung von Ehegatten
entstehen. Das Handbuch verknüpft familienrechtliche, steuer-
rechtliche und betriebswirtschaftliche Aspekte. Ein Schwerpunkt
ist dabei der Zugewinnausgleich, insbesondere die 2009 geän-
derten Vorschriften zum Anfangs- und Endvermögen, ferner die 
Berücksichtigung der neuen Verfahrensvorschriften des FamFG
und die neue Rechtsprechung des BGH zu den Rückgewähr-
ansprüchen von Schwiegereltern. Im Schlusskapitel wird die
Vermögensauseinandersetzung nichtehelicher Lebensgemein-
schaften nach der neuen Rechtsprechung des BGH vertieft 
dargestellt.
Musterformulare, Checklisten und Berechnungsbeispiele ergän-
zen das Handbuch.
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